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Der Präsident des Bundesrates 
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Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal) 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
272. Sitzung am 10. Juli 1964 beschlossen hat, hinsichtlich des 
vom Deutschen Bundestag am 24. Juni 1964 verabschiedeten 

Gesetzes zur Änderung der Strafprozeßord- 
nung und des Gerichtsverfassungsgesetzes 
(StPÄG) 

— Drucksachen IV/ 178, IV/2378 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wir^. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz gemäß Artikel 84 
Abs. 1 des Grundgesetzes seiner Zustimmung bedarf. 


Diederichs 


Bonn, den 10. Juli 1964 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 26. Juni 1964 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 

Diederichs 


Druck: Bonner UniversitäLs-Buchdruckeret, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz zur Änderung der Strafprozeßordnung und des 
Gerichtsverfassungsgesetzes (StPÄG) 


A r t i k e 1 1 j 

Untersuchungshaft 

i 

1. Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 119) 

In § 119 Abs. 5 ist 

a) Nr. 1 wie folgt zu fassen: 

„1. Die Gefahr besteht, daß er Gewalt gegen j 
Personen oder Sachen anwendet oder 
wenn er Widerstand leistet,", | 

b) Nr. 3 wie folgt zu fassen: 

„3. die Gefahr des Selbstmordes oder der 
Selbstbeschädigung besteht". 

Begründung 

Nach den Erfahrungen im Strafvollzug ist die 
Fesselung nicht selten auch dann erforderlich, 
wenn die Gefahr besteht, daß der Gefangene 
Gewalt gegen Sachen anwendet, oder wenn die 
Gefahr der Selbstbeschädigung besteht. Die 
Vorschrift ist deshalb entsprechend zu ergän- j 
zen. Eine Gefahr des Mißbrauchs besteht mit I 
Rücksicht auf den letzten Halbsatz des Ab- 
satzes 5 nicht. 


Artikel 3 

Verteidigung 

2. Zu Artikel 3 Nr. 6 (§ 148) j 

In § 148 ist folgender Absatz 2 (in der Fassung ; 
der Regierungsvorlage) einzufügen: | 

„(2) Befindet sich der Beschuldigte in Unter- 
suchungshaft, die wegen Verdunkelungsgefahr I 
gerechtfertigt ist, und ist noch nicht der Ab- | 
Schluß der Ermittlungen in den Akten vermerkt, ! 
so kann der Richter anordnen, daß 

1. schriftliche Mitteilungen, deren Ein- j 
sicht ihm nicht gestattet wird, zurück- , 
gewiesen werden und 

2. Unterredungen mit dem. Verteidiger j 
in seiner Gegenwart oder in Gegen- 
wart eines beauftragten oder ersuch- 
ten Richters stattfinden, 

wenn ohne Anordnung der Untersuchungszweck 
gefährdet werden könnte." 


Begründung 

Aus kriminalpolitischen Gründen kann nicht auf 
jede Uberwachungsmöglichkeit des Verkehrs 
mit dem wegen Verdunkelungsgefahr in Unter- 
suchungshaft befindlichen Beschuldigten ver- 
zichtet werden. Es bedarf der Möglichkeit der 
Überwachung in dem in der Regierungsvorlage 
umschriebenen und gegenüber dem geltenden 
Recht bereits eingeschränkten Umfang. Die be- 
rechtigten Belange der Verteidigung werden 
durch die in der Regierungsvorlage bestimmten 
Voraussetzungen für eine solche Anordnung 
genügend gewahrt. 


Artikel 4 

Vernehmung von Beschuldigten und Zeugen 

3. Zu Artikel 4 Nr. 1 (§ 136 Abs. 1) 

In § 136 Abs. 1 Satz 2 sind die Worte „und 
jederzeit, auch schon vor seiner Vernehmung, 
einen von ihm zu wählenden Verteidiger zu be- 
fragen" zu streichen. 

Begründung 

Der Beschuldigte kann sich in jeder Lage des 
Verfahrens eines Verteidigers bedienen. Der 
besondere Hinweis bei der ersten Vernehmung 
des Beschuldigten, daß er bereits vor seiner 
Vernehmung einen von ihm zu wählenden Ver- 
teidiger befragen könne, würde aber zu einer 
empfindlichen Beeinträchtigung der Strafver- 
folgung führen. Besondere Schwierigkeiten 
könnten sich in Haftsachen ergeben, wenn für 
die Vernehmung die in § 115 Abs. 2, § 115 a 
Abs. 2 und § 128 vorgeschriebenen Fristen in 
Betracht kommen. 


Artikel 6 

Ausscheidung von Unwesentlichem 

4. Zu Artikel 6 Nr. 1 (§ 154 a) 

In § 154 a Abs. 3 Satz 3 sind die Worte „§ 266 
Abs. 3" durch die Worte „§ 265 Abs. 4" zu er- 
setzen. 

Begründung 

Es ist systemwidrig, auf diese Fälle § 266 Abs. 3 
anzuwenden. Vielmehr entspricht es der Sach- 
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und Rechtslage, die Regelung des § 265 Abs. 4 j 
entsprechend anzuwenden; sie trägt den Be- ; 
langen des Angeklagten auch genügend Rech- 
nung. 

Artikel 7 

| 

Eröffnungsbeschluß und Hauptverfahren 

5. Zu Artikel 7 Nr. 5 (§ 202 a) 

In Artikel 7 ist die Nr. 5 (§ 202 a) zu streichen. I 

i 

Begründung 

Es ist nicht angängig, Fragen des Tatverdachts 
zum Gegenstand von nicht öffentlichen gericht- 
lichen Verhandlungen zu machen, da nicht aus- 
zuschließen ist, daß in der nicht öffentlichen 
Verhandlung eine weitgehende Sachverhalts- 
erörterung mit Beweis- und Gegenbeweisanträ- 
gen stattfindet. Das würde zu einer vorweg- 
genommenen Hauptverhandlung unter Aus- 
schluß der Öffentlichkeit führen. Eine solche 
Umgestaltung des Zwischenverfahrens würde 
eine nicht tragbare Änderung der Systematik 
der deutschen Strafprozeßordnung bedeuten. ; 

6. Zu Artikel 7 Nr. 16 Buchstabe a (§ 273 Abs. 2) 

In Artikel 7 Nr. 16 ist der Buchstabe a (§ 273 ; 
Abs. 2) zu streichen. 

Begründung ; 

Die Einführung des Inhaltsprotokolls für die 
Hauptverhandlung vor dem Landgericht, dem 
Oberlandesgericht und dem Bundesgerichtshof 
würde einen erheblichen Arbeitsaufwand ver- 
ursachen. Sie würde besonders bei umfang- 
reichen und komplizierten Verfahren die Vor- 
sitzenden übermäßig belasten. Der Einführung 
des Inhaltsprotokolls in diesen Fällen kommt 
eine unmittelbare rechtliche Bedeutung nicht zu 
( v 0l- § 325 StPO). Auch eine Revision könnte 
nicht auf einen Widerspruch zwischen der 
Urteilsfeststellung und dem Wortprotokoll ge- 
stützt werden. Die Protokollierung wäre auch 
für Meineidsverfahren nur von geringem Wert. 
Der Nutzen würde in keinem angemessenen 
Verhältnis zu dem sehr erheblichen Mehrauf- 
wand an Arbeit stehen. 


Artikel 9 

Revisionsverfahren 

7. Zu Artikel 9 Nr. 2 (§ 349 Abs. 2 bis 5) 

In § 349 sind 

a) in Absatz 2 die Worte „ , der zu begründen 
ist," zu streichen und 

h) in Absatz 3 Satz 1 die Worte „mit den Grün- 
den" und Satz 2 zu streichen. 


Begründung 

Da die Verwerfung der Revision in diesem Falle 
zur Voraussetzung hat, daß die Revision sich 
als offensichtlich unbegründet erweist, ist eine 
Begründung dieser Offensichtlichkeit bei dem 
Antrag der Staatsanwaltschaft kaum möglich. 
Fordert man sie dennoch, so würde das in der 
Praxis zu einer schematischen, floskelhaften Be- 
gründung führen, die dem Beschwerdeführer 
nichts nützen würde. Deshalb erscheint sowohl 
die Begründung wie die Mitteilung der Gründe 
entbehrlich. Dann bedarf es aber auch keines 
Hinweises auf die Möglichkeit einer Gegen- 
erklärung, geschweige denn der Befristung die- 
ser Erklärung. Dem Erfordernis des rechtlichen 
Gehörs ist bereits durch die Mitteilung des 
Antrags der Staatsanwaltschaft Genüge getan. 


Artikel 10 

Weitere Änderungen der Strafprozeßordnung 

8. Zu Artikel 10 Nr. 3 Buchstabe b (§ 153 Abs. 2, 3) 

In § 153 Abs. 2 sind nach dem Wort „gering" 
die Worte „und besteht kein öffentliches Inter- 
esse an der Verfolgung" einzufügen. 

Begründung 

Nach der Neufassung des § 153 StPO soll künf- 
tig die Einstellung des Verfahrens bei geringer 
Schuld nicht mehr von der weiteren Voraus- 
setzung abhängig sein, daß die Folgen der Tat 
unbedeutend sind. Wenn dies auch bei Über- 
tretungen deshalb hingenommen werden kann, 
weil dort eine Einstellung dann nicht möglich 
ist, wenn ein öffentliches Interesse besteht, und 
bei Privatklagcn, weil an deren Durchführung 
ohnehin kein öffentliches Interesse besteht, so 
scheint doch bei anderen Vergehen der ersatz- 
lose Fortfall der Voraussetzung der unbedeu- 
tenden Tatfolgen nicht tragbar. Zumindest muß 
auch hier eine Einstellung dann vermieden 
werden, wenn das öffentliche Interesse die Ver- 
folgung fordert. 

9. Zu Artikel 10 Nr. 10 a — neu — (§ 454 Abs. 3) 

In Artikel 10 ist nach Nr. 10 folgende neue 
Nr. 10 a einzufügen: 

,10 a. § 454 Abs. 3 Satz 1 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Im übrigen gelten die Vorschriften der 
§§ 453, 453 a Abs. 1 und 3, §§ 453 b, 268 a 
Abs. 2 entsprechend." ' 

Begründung 

Durch den neuen § 453 b (Artikel 10 
Nr. 10) wird der jahrelange Streit, ob das 
Gericht oder die Vollstreckungsbehörde 
die Lebensführung des Verurteilten und 
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die Erfüllung der Auflagen zu überwa- 
chen hat, wenn die Vollstreckung einer j 
Freiheitsstrafe nach § 23 StGB zur Be- ; 
Währung ausgesetzt und kein Bewäh- j 
rungshelfer bestellt worden ist, ent- i 
schieden. Dadurch ist dieser Streit aber 
nur für die Fälle des § 23 StGB entschie- 
den. Ungeregelt bleiben die Fälle der be- 
dingten Entlassung nach § 26 StGB. Wenn 
in § 454 Abs. 3 StPO die neue Vorschrift 
des § 453 b StPO nicht mit aufgeführt 
wird, gilt diese Neuregelung wenigstens 
nicht für die bedingte Entlassung nach 
§ 26 StGB. Es ist kein Grund ersichtlich, 
warum die Frage, wer die Lebensführung 
und die Erfüllung der Auflagen über- 
wacht, im Fall des § 23 StGB anders ge- 
regelt sein sollte als im Fall des § 26 
StGB. 


Artikel 11 

Änderung des Gerichtsverfassungsgesetzes 

10. Zu Artikel 11 Nr. 3 (§ 69 Abs. 2) 

Artikel 11 Nr. 3 (§ 69 Abs. 2) ist zu streichen. 
Begründung 

Die Rechtsprechung des Bundesverfassungsge- j 
richts (vgl. insbesondere den Beschluß vom j 
24. März 1964 — NJW 1964, 1020) hat in der 
Frage des gesetzlichen Richters bereits zu einer 
gewissen Klärung geführt. Es besteht daher im 
gegenwärtigen Zeitpunkt keine Veranlassung, 
diese Frage in dem vorliegenden Gesetz zu 
regeln. Die in § 69 Abs. 2 GVG vorgesehene 
Regelung wäre für die Praxis in der ordent- 
lichen Gerichtsbarkeit — und zwar sowohl für 
die Straf- als auch für die Zivilgerichtsbarkeit — 
von so weittragender Bedeutung, daß sie noch 
eingehender Überlegungen bedarf. 


Artikel 12 

Bundeskriminalamt 


Artikel 17 

Land Berlin 

11. Zu Artikel 12 und 17 

Artikel 12 und in Artikel 17 die Worte „mit 
Ausnahme des Artikels 12" sind zu streichen. 

Begründung 

Mit der vorgesehenen Einfügung des § 134 b 
werden die Exekutivbefugnisse des Bundes- 
kriminalamts nochmals erweitert. Gegen die 


Übertragung von Exekutivbefugnissen an das 
Bundeskriminalamt bestanden bereits bei dem 
Entwurf eines Gesetzes über die Einrichtung 
eines Bundeskriminalamts und über die Zusam- 
menarbeit des Bundes und der Länder in der 
Kriminalpolizei verfassungsrechtliche Bedenken. 
Im Bundesrat wurde die Auffassung vertreten, 
daß die Übertragung von Exekutivbefugnissen 
auf das Bundeskriminalamt nicht mit den Ar- 
tikeln 83, 84, 85 und 86 GG zu vereinbaren sei, 
da durch die vorgeschlagene Regelung auf dem 
Gebiete der Verbrechensbekämpfung dem Bund 
und den Ländern gleichzeitig Exekutivbefug- 
nisse zugestanden würden. 

Das Grundgesetz kennt aber nur drei Möglich- 
keiten für die Ausführung der Bundesgesetze, 
nämlich die, daß die Länder die Bundesgesetze 
als eigene Angelegenheiten ausführen (Artikel 
83, 84), daß sie die Bundesgesetze im Auftrag 
des Bundes ausführen (Artikel 85) oder daß der 
Bund selbst die Ausführung der Gesetze durch 
seine eigene Verwaltung oder durch bundes- 
unmittelbare Körperschaften oder Anstalten des 
öffentlichen Rechts übernimmt (Artikel 86). 
Auch die seinerzeitige Auffassung der Bundes- 
regierung, daß aus Artikel 73 Nr. 10 GG nicht 
unbedingt folge, daß die Befugnisse des Bun- 
deskriminalamts sich lediglich auf die Samm- 
lung von Nachrichten zu beschränken haben, 
wurde nicht geteilt. Es herrschte die Auffassung 
vor, daß der Parlamentarische Rat mit jener Be- 
stimmung nur die Gesetzgebungskompetenz 
habe regeln wollen, daß er aber nicht neben 
der bundeseigenen, der landeseigenen oder der 
Auftragsverwaltung eine neue Art von Koordi- 
nierungsverwaltung habe schaffen wollen (s. 
Kurzprotokoll über die 26. Sitzung des Rechts- 
ausschusses des Bundesrates am 1. und 2. Juni 
1950). 

Die damaligen Bedenken richteten sich auch da- 
gegen, daß die vorgesehene Errichtung des Bun- 
deskriminalamts, insbesondere der § 4 des Ge- 
setzes, durch Artikel 87 Abs. 1 Satz 2 GG ge- 
deckt sei. Gerade diese Bedenken müssen jetzt 
verstärkt geltend gemacht werden. Durch die 
Übertragung von Exekutivbefugnissen in dem 
jetzt vorgesehenen Ausmaß würde das Bundes- 
kriminalamt den Rahmen einer Zentralstelle im 
Sinne des Artikels 87 Abs. 1 Satz 2 GG über- 
schreiten. Eine solche ist aber allein zugelassen. 
Schließlich kann auch ein praktisches Bedürfnis 
für die vorgesehene Regelung nicht anerkannt 
werden, da das auf der Verwaltungsvereinba- 
rung vom 17. Dezember 1953 beruhende ge- 
meinsame Tätigwerden von Bund und Ländern 
auf dem Gebiete des Staatsschutzes sich durch- 
aus bewährt hat. 

Der Bundesrat hat bereits im 1. Durchgang vor- 
geschlagen, Artikel 12 zu streichen (vgl. BR- 
Drucksache 9/62 (Beschluß), Nr. 9 der Anlage 
sowie BT-Drucksache IV/178, Anlage 2 Nr. 9). 
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Artikel 15 

Übergangsvorschriften 


12. Zu Artikel 15 Abs. 3 

In Artikel 15 Abs. 3 sind die Worte „von an- 
deren Gefangenen bis zum Ablauf von sechs 
Jahren" durch die Worte „von anderen Ge- 
fangenen bis zum Ablauf von zwölf Jahren" zu 
ersetzen. 

Bcgriindu n g 

Da die hier in Betracht kommende Trennungs- 
vorschrift umfangreiche bauliche Maßnahmen 
erfordern wird, erscheint die Ubergangsfrist 
von sechs Jahren nicht als ausreichend. Viel- 
mehr ist eine Verdoppelung dieser Frist er- 
forderlich. 
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